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Deutscher Wirtschaft sförderu n gskon gresses in Dortm u nd vo m z.- 4.3.zoog

Politik und wirtschaftsförderer müssen besser zusammenarbeiten
Der Dialog zwischen Wirtschaftsförderung und Politik sollte verbessert werden. Dabei sollte
auch deutlich gemacht werden, dass Wirtschaftsförderer nicht Auftragbeschaffer für einzelne
Unternehmer sei, sondern Stadtentwickler.

So lautete eines der Ergebnisse des Deutschen Wirtschaftsförderungskongresses in
Dortmund Anfang der Woche

zzo Wirtschaftsförderer aus der ganzen Republik waren gekommen, um sich von Referenten
aus regionalen und internationalen Bereichen einen Überblick über aktuelle Themen und
neuen Anforderungen der deutschen wirtschaftsfdrderung geben zu lassen.

CDU-Ratsherr Bernhard Ma rewski, stel lvertretender Aufsichtsratsvorsitzender der
Wirtschaftsförderung Leverkusen WFL GmbH, trug in der Arena "Wirtschaftsförderung und
Polit ik" vor, dass eine direkter und offener, dan) beständiger und lebhafter Dialog zwischen
Polit ikern und Wirtschaftsförderern wesentl ich dazu beitrage, Stadtentwicklung posit iv
voranzubringen

Zu den Rechtsformen kommunaler Wirtschaftsförderung, so Marewski, gäbe es bessere
Alternativen gegenüber der Führung "im Amte".

Eines der funktionierenden Modelle dabei sei, dass der Planungs- und Baudezernent
gleichzeit ig auch nebenamtl ich Geschäftsführer der "kommunalen"

Wirtschaftsförderungsgesellschaft ist. Dabei müssten allerdings die städtischen Liegenschaften
im Geschäftsbereich des Baudezernenten liegen und nicht beim Kämmerer. Die städtischen
Liegenschaften sollten der kommunalen Wirtschaftsförderungs-GmbH komplett übertragen
werden - oder alternativ: Der Rat fasst einen Grundsatzbeschluss und überträgt den Verkauf der
Liegenschaften der GmbH u.u. mit der Vorgabe von Verkaufspreiserwartungen.

So wäre es möglich, dass tatsächlich "aus einer Hand" eine Kunde - von der Anfrage bis zum
Notartermin der Vertragsunterzeichnung - innerhalb von 3 Wochen bedient werden könnte.

ln der anschließenden Diskussion wurde deutl ich, dass ein Problem allenthalben besonders zu
lösen sei: obwohl der Gesetzgeber die Gemeinden verpfl ichte, zu einem "hohen

Beschäftigungsstand" sowie zu einem "stetigen und angemessenen Wirtschaftswachstum"
beizutragen, werde die Wirtschaftsförderung einer Kommune als "Pflichtaufgabe mit
Ermessen" gesehen und unterl iege damit den gleichen Kürzungsmaßnahmen wie sog.
"freiwil l ige Leistungen". Das Plenum war sich einig: Wirtschaftsförderung müsse von solchen
Sparrunden ausgenommen werden. Kommunale Wirtschaftsförderung müsse f inanziel l  und
personell  so aufgestel l t  sein, dass sie den Zukunftsaufgaben der Stadtentwicklung auch
gerecht werden könne.
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